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Gedanken und Vorschläge der DKP
für einen wirksamen Umweltschutz

Unsere Umwelt wird zerstört.

Die Luft wird verpestet, das Wasser

vergiftet. Lärm zermürbt die Ner

ven. Unserer Landschaft droht Ver

nichtung. Alle sprechen darüber, die

Zeitungen sind voll davon.

Die DKP sagt, was keine andere Par
tei sagt:

Unsere Umwelt, unsere Lebensbe

dingungen werden bedroht und zerstört
durch großkapitalistische Profitjagd. Die

katastrophalen Folgen sind nur aufzuhal
ten, wenn die Arbeiterschaft die Macht

des Großkapitals zurückdrängt und ihren
Einfluß auf das politische und gesell
schaftliche Geschehen erweitert.

Die Tatsachen, die uns heute so be

unruhigen, sind das Ergebnis einer 20]ähri-
gen Regierungspolitik der CDU/CSU, die
stets den Gewinn der Großkonzerne über

alle Interessen der Allgemeinheit gestellt
hat. Auch die jetzige SPD/FDP-Regierung
in Bonn unternimmt nichts wesentliches

gegen den wirklichen Zerstörer unserer

Umwelt, das Großkapital. Die Maßnah
men, die diese Regierung angekündigt hat,
sind wie ein Tropfen auf den heißen Stein.
Sie zielen in .entscheidenden Punkten in

die falsche Richtung. Sie tasten die Inter
essen der Großunternehmer nicht an. Sie

sind darauf angelegt, die Bevölkerung und
nicht die wahren Schuldigen mit den
Kosten für die Eindämmung der schlimm
sten Schäden zu belasten.

Aber es ist nicht der Chemiearbei

ter, sondern die Konzernleitung, die eine

Abwässerreinigung sabotiert. Es ist nicht
die Hausfrau, sondern die Verpackungs
industrie, die den Müllberg verursacht. Es
ist nicht der Autofahrer, sondern die Pro-

fitmacherei der Auto- und ölkonzerne,
die uns die Luft auf den Straßen verpe
stet. Nicht die Unvernunft der Massen,

sondern das Profitsystem ist schuld.

Die DKP, die marxistische Par

tei der Arbeiterklasse, nennt die

Hauptursachen unserer Umweltge

fährdung beim Namen. Nach Bera

tungen mit Betriebsarbeitern, Ge-

werkschaftern, Technikern und Wis

senschaftlern unterbreitet die DKP

der Öffentlichkeit Vorschläge, die
realisierbar und notwendig sind, um

die akute Bedrohung unseres Lebens

abzuwenden.

Da die DKP die Interessen des ar

beitenden Volkes vertritt und keinerlei

Rücksichten auf das Großkapital nimmt,
enthüllt sie die wirklichen Ursachen und

die wahren Schuldigen, bringt sie Klarheit
in das verwirrende Durcheinander von

Tatsachen, Tendenzen und Versuchen zur
Ablenkung von Grundwahrheiten.

Die DKP will mit klaren Forderun
gen und Alternativen zum gemeinsamen
Kampf gegen die Konzernmacht .beitra
gen, die demokratischen Fortschritt um

ihrer reaktionären Interessen willen ver

hindern will und dafür auch bereit ist, die
Zerstörung unserer Umwelt in Kauf zu
nehmen.



Die DKP wird. In Wahrung der öf
fentlichen Interessen, gegen die Verur-
sacher der Umweltgefährdung vorgehen.
Damit der Kampf erfolgreich wird, benöti
gen die Kommunisten dabei die Erfahrun
gen, die Initiative, die Aktivität der Beleg
schaften, ihrer Betriebsräte, ihrer Vertrau
ensleute, die Kenntnisse der Techniker

und Wissenschaftler. So entsteht die

Kraft, die Erfolge im Bemühen für einen
wirksamen Umweltschutz durchsetzt.

I. Die Herren der Großindustrie

zertören unsere Umwelt

Der Rhein ist Trinkwasserquel

le für 25 Millionen Menschen und

Europas größter Abwasserkanal zu
gleich. Der Strom befördert jährlich

12 Milliarden cbm Abwässer zum

Meer. Sie stammen zu 90 % aus der

Großindustrie: Allein die Bayer

werke bei Krefeld-Uerdingen

schütten täglich soviel Abwasser in

den Rhein wie eine Großstadt von

3 Millionen Einwohnern.

München und Frankfurt streiten

sich um den traurigen Rekord, die Stadt
mit der giftigsten Luft zu sein. Ludwigs
hafen und Rüsselsheim, Standort der
BASF und der Opel-Werke, haben es
dahin gebracht, daß jeder dritte Kranke an
Beschwerden der Atemwege leidet. In den
Ruhrstädten sind Erkrankungen an Lun
genkrebs sechsmal so hoch wie in den um
liegenden Landkreisen. In vielen Städten
hat das Blei aus den Auspuffanlagen der

Autos die Luft buchstäblich vergiftet.
Schädliche Bestandteile von Wasch-

mittein, Düngemitteln, Schädlingsbe
kämpfungsmitteln dringen in das Grund
wasser ein. Sie vergiften unsere Trinkwas
serreservoire. Sie befinden sich in immer

stärkeren Konzentrationen in unseren

Grund nahrungsmitteln.

Die weitverbreitete Unruhe in der

Bevölkerung über diese geföhrliche, le
bensbedrohende Entwicklung hat die Bun
desregierung veranlaßt, zu reagieren. Je
doch weit davon entfernt, die wahren

Schuldigen beim Namen zu nennen, sie
zur Verantwortung zu ziehen und zur

Kostendeckung für ein wirksames Um
weltschutz-Programm heranzuziehen, ver
sucht sie der Öffentlichkeit einzureden,
wir alle seien schuld an der Zerstörung der
Umwelt, an der dadurch entstandenen Ge
fährdung des Lebens.

Der Zweck dieser Behauptung, an
deren Verbreitung sich in trauter Gemein
schaft die Repräsentanten der Großindu
strie und der Springer-Presse, Sprecher der
CDU/CSU, der FDP und SPD beteiligen,
besteht darin, die Hauptumweltver
schmutzer in der schützenden Anonymität
zu lassen und die arbeitende Bevölkerung
mit hohen Kosten zu belasten.

20 Jahre lang haben die CDU/CSU-
Reglerungen im Interesse der Konzerne
vorsätzlich die Gefährdung der Umwelt
zugelassen. 20 Jahre lang haben sie die
von Wissenschaft und Forschung längst er
kannten katastrophalen Folgen totge
schwiegen, die von der Technik bereitge
stellten Lösungsmöglichkeiten beiseite-



geschoben. 20 Jahre lang haben sie mit ih
ren Gesetzen die schrankenlose Profit-

macherei der Großindustrie auf Kosten

der Gesundheit von Millionen ermöglicht
20 Jahre lang haben sie zugelassen, daß
die Konzerne selbst die bestehenden unzu

länglichen Gesetze ungestraft brechen
konnten.

In der gleichen Linie will die Bun
desregierung weitermachen. Darum erklärt
Bündesinnenminister Genscher, es sei ge
fährlich, „allein den industriellen Störer

im Auge zu haben. Durch das Konsumver
halten jedes einzelnen Bürgers werden der
Umwelt nicht geringe Lasten aufgebür
det."

Damit wird von den Schuldigen ab
gelenkt. Denn das Blei ist nicht im Benzin,
weil der Autofahrer es so will, sondern
weil es die billigste Methode ist, Benzin
klopffest zu machen. Die Mineralölkon
zerne beherrschen die Technik, klopf
festes Benzin ohne Bleizusatz herzustel

len, aber das würde ihren Profit schmä

lern.

Nicht der technische Fort

schritt, nicht die angebliche Entfes

selung der Technik sind die Ursa-

chen für die fortschreitende Zerstö

rung unserer Umwelt mit ihren

schrecklichen Folgen für jeden ein
zelnen, sondern die Tatsache, daß

Technik und technischer Fortschritt

in den Händen einer kleinen Gruppe
nur dem einzigen Zweck dienen:

Profitwachstum sichern, koste es

was es wolle!

Kennzeichnend für die Umwelt

schutz-Konzeption der von der SPD ge
führten Regierung ist, daß sie auf der
einen Seite Steuervergünstigungen für die
Konzerne und auf der anderen Seite Mas

senbelastungen durch höhere Tarife für
Wasser, Abwässer pnd Müllbeseitigung vor
sieht.

Wenn Minister und Abgeordnete
der derzeitigen Bundestagsparteien, der
Bundesverband der Deutschen Industrie

(BDI) und die Springer-Presse ein „Unv
Weltbewußtsein" fordern, dann deshalb,
um die Massen darauf vorzubereiten, daß
sie die Kosten tragen sollen, daß auf Ko
sten ihres Lebensstandards die Umwelt-

schutz-Au^aben bewältigt werden sollen.

Wir Kommunisten verstehen unter

Umweltbewußtsein die Erkenntnis, daß
die Macht der großen Konzerne — der
Hauptschuldigen an der Umweitsver-
schmutzung — eingeschränkt werden muß.
Dahin führt nur ein Weg: Die arbeitende
Bevölkerung steht vor der Notwendigkeit,
ihre Umwelt, ihr Leben und ihre Gesund
heit vor der Gewinnsucht der Herren des

Großkapitals, vor Kriegstechnik und Ver-
nichtungswissenschaft zu schützen. Jedes
Gesetz gegen die Umweltverschmutzung
muß eindeutig gegen die wirklichen Verur
sacher der Gefährdung, gegen die Besitzer
der Konzerne, gerichtet sein. Sie und
nicht die Allgemeinheit sollen für die Be
seitigung der Schäden und für den Um
weltschutz zahlen.

Umweltschutz als Aufgabe der All-



gemeinheit erfordert die breiteste demo
kratische Mitbestimmung der Öffent
lichkeit, vor allem der Organisationen der
Arbeiterklasse: ihrer Gewerkschaften. Die

se Aufgabe verlangt die verantwortungs
volle Mitarbeit der technischen und wis

senschaftlichen Intelligenz, der Ärzte, der
Studenten, Assistenten und Professoren.

Sie bedarf in jedem Großbetrieb, in jeder
Stadt, in jedem Ballungszentrum der Kon
trolle, der Initiative und Mitentscheidung
der Betroffenen. Nur so ist die Einhaltung
und Durchführung wirksamer antimono
polistischer Umweltschutzgesetze zu
sichern.

II. Die Bedrohung unseres Lebens

durch Vernichtungswissenschaft

und Kriegstechnik bekämpfen.

Im Gegensatz zu den Bundes

tagsparteien Ist die DKP der Mei

nung, daß zu einem wirksamen Um-

weltschutz nicht nur das giftfreie

Trinkwasser, eine saubere Luft und

ein erträglicher Geräuschpegel ge

hören, sondern vor allem auch

Schutz des Lebens und der Umwelt

vor V ern ichtu ngswissenschaf t,
Kriegstechnik und Kriegspolitik.

Pro Kopf der Weltbevölkerung war
schon im Jahr 1960 eine Tötungskapazität
von zehn Tonnen Trinitrotoluol in den

Militärarsenalen bereitgestellt; das ent
spricht zehn Tausendkilobomben des
zweiten Weltkrieges. Inzwischen hat das

Wettrüsten der imperialistischen Länder,
voran der USA, die Bedrohung der
menschlichen Existenz durch Massenver

nichtungsmittel auf die Spitze getrieben.
Die NATO-Strategie hat im Gebiet der
Bundesrepublik Vernichtungswaffen aller
Art konzentriert.

Hier liegen die größten europäi
schen Atombombendepots der USA und
die zu ihtem Einsatz bestimmten Träger-
systeme, einschließlich der Raketen- und

Kampfflugzeuggeschwader der Bundes
luftwaffe. Hier liegen die USA-Lager mit
biologischen und chemischen Vernich
tungsmitteln, mit Giften zur Zerstörung
pflanzlichen, tierischen und menschlichen
Lebens, mit Erstickungs-, Lähmungs- und
Nervengasen, mit Bakterienstämmen vom
Milzbrand bis zur Pest. Hier sind schließ

lich die Forschungs- und Erprobungsein
richtungen westdeutscher Dienststellen,
der Fraunhofer-Gesellschaft, der Bundes
wehr mit ihrer Spezialabteilung in Mun
sterlager und andere mehr stationiert.

In dieser Situation kann die erste

Forderung des Schutzes der menschlichen
Lebensbedingungen nur lauten:

— Sofortige Entfernung aller atoma
ren, bakteriologischen und che
mischen Vernichtungsmittel so

wie der zugehörigen Trägersy
steme vom Boden der Bundesre

publik;

— Ratifizierung des Atomwaffen
sperrvertrages;

— Schluß mit den Milliardenaus-



gaben , für Vernichtungswissen
schaft und Kriegstechnik; Kon
trolle der Laboratorien und For

schungsanstalten durch Mitbe
stimmung der Arbeiter und Ange
stellten, der Wissenschaftler und

Studenten und ihrer Organisa
tionen.

Aus den freiwerdenden Mitteln

muß u.a. die völlig vernachlässigte Grund
lagenforschung für Umweltschutz — bisher
lächerliche elf Millionen im Jahr — auf

eine leistungsfähige, nach den Interessen
der arbeitenden Bevölkerung orientierten

Grundlage gestellt werden.

III. Luft und Wasser vor der Ver

seuchung bewahren

Nach § 324 StGB ist mit Gefängnis
zu bestrafen, wer Gegenstände, welche
zum öffentlichen Gebrauch bestimmt

sind, vergiftet. Laut Untersuchungsbericht
der Weltgesundheitsorganisation ist es vor
allem die Großindustrie, die unsere Um

welt durch Abgase und Abwässer verpe

stet. Obwohl gerade bei großindustriellen
Anlagen vom wissenschaftlich-technischen

Standpunkt her die günstigsten Vorausset
zungen bestehen, schädigende Einflüsse

auszuschalten, werden diese infolge des
fehlenden gesetzlichen Zwangs nicht
wahrgenommen. Im Gegenteil. Die Groß
unternehmen beanspruchen weiter ihre
Vorrechte. Bei Abwässern gelten regionale
„Einwohnergleichwerte", die ein lixlu-
strieunternehmen mit der Gesamtzahl der

Haushalte gleichstellen. Insgesamt domi
niert der von den Großindustriellen gefor

derte Grundsatz der „wirtschaftlichen Zu-

mutbarkeit". Damit steht der höchste Pro

fit einiger Millionäre höher als die Gesund
heit von Millionen Menschen.

Auch die Luftverschmutzung
ist in erster Linie Schuld der Groß

industrie und nicht der Hausbrand

öfen und der Auspuffgase der Auto-

fahrer.

Noch vor zehn Jahren produzierte

z.B. ARAL bleifreies Benzin. Um den Pro

fit zu erhöhen, ging der Konzern dazu
über, sein Benzin wie die anderen Kon

zerne mit Blei klopffest zu machen. Die
Produktion von völlig bleifreiem Benzin
bei gleichbleibender Leistung ist technisch
jederzeit möglich. Lediglich die riesigen
Profite internationaler Konzerne wie

Shell, British Petrol, Standard Oil usw.
würden gemindert. Das VW-Werk liefert
seit einiger Zeit die USA-Exportmodelle
mit einem Spezialauspuff zum alten Preis.
Man kann also die Auto-Abgase weitge
hend entgiften, ohne daß der einzelne
Autofahrer dafür bezahlt.

Die DKP fordert:

Verbot des Zusatzes von Blei

verbindungen in Treibstoffen. Ver

pflichtung der Konzerne, die not-

wendige Oktanzahl ohne Änderung

der Verbraucherpreise zu halten.

Ein Sofortprogramm zur Verbesse
rung der Ent- und Belüftung in Unterfüh
rungen und Tunnels.



Für die Sauberkeit von Luft und

Wasser sowie für den Temperaturhaushalt
der Flüsse, der vom Kühlwasser der Atom-
und Großkraftwerke bedroht ist, sind
exakte, von den Lebensbedingungen der
Pflanzen- und Tierwelt, der Selbstreini
gungskraft und vom Gesundheitsinteresse
der Bevölkerung bestimmte Werte gesetz
lich festzulegen. Ihre Einhaltung ist durch
automatische Registriergeräte an indu
striellen Abgas- und Abwasseranlagen zu
überwachen.

Die vorgegebenen Sauberkeits- und
Temperaturwerte sind durch Einbau von
Reinigungsanlagen und Filtergeräten,
Kühl- und Klärbecken zu garantieren. Die
Kosten tragen die Unternehmer. Aus
nahmegenehmigungen sind gesetzlich zu
verhindern.

Strenge Bestimmungen haben zu
sichern, daß Atomkraftwerke nicht zu
einer radioaktiven Gefährdung führen.

Die Arbeitsschutzgesetzgebung ist
auf den neuesten Stand der wissenschaft

lichen Erkenntnis zu bringen. Die Be
triebsarbeiter haben den ersten Anspruch
auf Schutz ihrer Gesundheit.

Die Forschungsarbeiten, deren Er
gebnisse der Öffentlichkeit ohne Ein
schränkung zugänglich gemacht werden
müssen, sind darauf zu konzentrieren.
Gifte aus Luft und Wasser von vornherein

fernzuhalten. Unternehmensabhängige
Forschung, ob innerbetrieblich oder als
Auftragsforschung der Konzerne an Uni-
versitäts- und anderen staatlichen For

schungsinstituten, ist für diese Aufgabe

nicht geeignet. Die Industrie ist zur Finan
zierung dieser Forschung heranzuziehen.

IV. Gegen Lärmschäden in Betrieb

und Verkehr

Drei Millionen Bundesbürger
leiden unter Hörschäden. Nur jeder
sechste ist ärztlich und durch Hörge
räte ausi'eichend versorgt.

Täglich aber nimmt die Zahl der Be
troffenen durch unerträgliche Lärmbelä
stigung in Betrieb und Verkehr weiter zu.

Schwerhörigkeit als Berufskrankheit liegt
heute in der BRD schon an vierter Stelle.

Besonders betroffen sind auch die Anwoh
ner von Betrieben, von verkehrsreichen

Straßen, von Wohngegenden, die im Ein
flugbereich von zivilen und militärischen
Flugplätzen liegen. Folgen sind nicht nur
Hörschäden, sondern Nervenschädigungen
bis zu Geisteskrankheiten sowie Herz- und

andere Organschäden.

Für Millionen Bürger ist das Recht
auf Leben und körperliche Unversehrtheit
(Artikel 2 Grundgesetz) nicht mehr garan
tiert Der Verwirklichung des Verfassungs
grundsatzes steht auch hier die Einschrän
kung der Gesetzgebung auf die „wirt
schaftlich zumutbaren Maßnahmen" und

die lächerlichen Strafdrohungen (bis zu
500 DM Geldstrafe oder Haft bis zu sechs

Wochen) entgegen.

Wir fordern deshalb:

Es dürfen keine Unterneh

menszweige mehr als ..Lärmbe-
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triebe" anerkannt werden. Der Ab

bau des Lärmpegels muß durch Vor

schriften erzwungen werden, die

verlangen, maschinelle Veränderun-

en und den Einbau schall

schluckender und schalldämmender

Materialien vorzunehmen.

schluckender und schalldämmender Ma

terialien für Betriebsantagen und Wohn

bauten durchzuführen.

Verlegung der Flugplätze aus den
Ballungsgebieten. Aufbau eines Zubringer
verkehrs durch geräuscharme Schnellbah-

Es ist ein Forschungs- und Entwick

lungsprogramm auf dem Gebiet schall-

Entwicklung von geräuscharmen
Nahverkehrsmitteln.



V. Mehr Erholungsgebiete für die
arbeitende Bevölkerung

Die DKP fordert für jeden Bürger
das Recht, seine freie Zeit in einer Umge
bung zu verbringen, die ihm Erholung
nach seiner täglichen Arbeit garantiert.
Die wachsende Intensität der Arbeit, die
dauernde nervliche Anspannung, die
stärker auf den Organismus wirkt als zeit
weilige Muskelanspannung, sind nur durch
verlängerte Freizeit und deren sinnvolle
Gestaltung in ihren Folgen aufzufangen.
Vor allem die in den Großstädten konzen

trierte Industriearbeiterschaft,und ihre Fa
milien brauchen neue Möglichkeiten, die
Arbeitskraft wiederherzustellen und die

drohenden Folgen der Arbeitshetze und
schlechter Umweltbedingungen, die in
massenhafter Frühinvalidität Sichtbarwer

den, vorbeugend auszugleichen.

Dafür fordert die DKP;

Ausbau aller Verbindungen

zwischen Wohnzentren und Naher

holungsgebieten.

In den Erholungsgebieten muß
der Grundsatz gelten, daß öffent

liche Interessen über privaten Besitz

ansprüchen stehen.

Privatwald darf nicht abgezäunt
werden, Seeufer gehören nicht in den Pri
vatbesitz von Millionären. Sie gehören der
Allgemeinheit und sind ihr durch Enteig
nung zugänglich zu machen. Eine Entschä
digung ist so zu bemessen, daß Bodenspe

kulation ausgeschlossen wird.

Die Bevölkerung braucht Naherho
lungsgebiete, Freizeit- und Urlaubsräume
mit jedermann zugänglichen Wäldern und
Seen, mit Wander- und Bademöglichkei
ten, mit der Gelegenheit, sich in freier
Natur an Pflanzen und Tieren zu freuen.

Zelt- und Campingplätze müssen In
geeigneter Lage und zweckentsprechend
eingerichtet zur Verfügung stehen.

Großunternehmen, die mit ihren
Abwässern natürliche Badegelegenheiten
zerstört haben, sind zur Finanzierung von
Freibädern und Erholungszentren herän-
zuziehen.

VI. Wer soll bezahlen?

Nach Schätzung der Fachleute er
fordert der Umweltschutz in den nächsten
zwei Jahrzehnten etwa 230 Milliarden

Mark. Außerordentliche Maßnahmen sind
erforderlich, um diese Mittel aufzu
bringen.-

Die DKP weist alle Versuche, den
Börger direkt über neue und höhere Steu
ern oder indirekt über Preis- und

Tariferhöhungen und sonstige Belastungen
für die Bewältigung der Umweltprobleme
zahlen zu lassen, zurück. Für die unserer
Gesellschaft entstandenen Schäden muß
der Hauptverursacher, die Großindustrie,
zahlen. Mittel, die darüber hinaus für den
vorbeugenden Umweltschutz und für die
Sicherung des Lebens erforderlich sind.
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müssen vornehmlich aus folgenden Quel
len kommen:

— Aus dem Rüstungshaushalt. Die
Verträge von Moskau und War
schau widerlegen erneut die Be
hauptung, daß die Bundesrepu

blik vom Osten bedroht sei und

deshalb die Rüstungs- und
NATO-Ausgaben verstärkt wer
den müßten. Sie unterstreichen

vielmehr die Möglichkeit, sofort
die Rüstungslasten zu senken. Die
DKP fordert, daß die Rüstung um
15 Prozent jährlich oder minde
stens drei Milliarden DM vermin

dert wird.

— Aus zusätzlichen Steuern für

Großunternehmen. Durch Gesetz

ist ein öffentlich-rechtlicher

Fonds für Umweltschutz zu

schaffen. Der Grundstock dieses»

Fonds ist durch Abgaben der
großen Kapitalgesellschaften und
Industriestiftungen in Höhe von
10 Prozent der jährlichen Ab
schreibungen zu bilden.

Der Fonds soll durch Sonderzuwei

sungen des Bundes aus Mitteln des Haus
halts aufgestockt werden. Zusätzliche Mit
tel dafür sollen ferner durch die Erfassung
der Steuerfluchtgelder sowie durch eine
Abschaffung der Verlustzuweisgngen aus
steuerbegünstigten Investitionen beschafft
werden. Bei der Verwaltung des Fonds
und der Vergabe der Mittel werden den
Gewerkschaften Mitbestimmungsrechte
garantiert.

Bei allen Investitionsvorhaben

werden die Großbetriebe, die

durch die Art ihrer Tätigkeit Um
weltschäden verursachen können,

durch Gesetz verpflichtet, aus
reichende Maßnahmen einzupla
nen und im Rahmen der Investi

tionen entsprechende Mittel ein
zusetzen.

Da wesentliche Aufgaben des
Umweltschutzes den Städten und

Gemeinden zufallen, ist ihre fi

nanzielle Leistungskraft durch
Erhöhung ihres Anteils ani Steu
eraufkommen zu garantieren.

Bei Neuansiedlung von Industrie
unternehmen müssen diese, nicht

aber die Gemeinden, für die Fi

nanzierung notwendiger Maßnah
men zum Schutz der Umwelt auf

kommen.

VII. Kompetenzen und Verant

wortungen

Es gibt kein Rezept, die Struktur
fragen und Zuständigkeitsbereiche des
Umweltschutzes über einen Leisten zu

schlagen. Zum einen ist lokale Zuständig

keit gegeben. Probleme einer Gemeinde
oder eines Landschaftsraumes können

nicht durch zentralistische Entscheide

fern von den Interessen der Betroffenen

gelöst werden. Die Bürger haben das
Recht, über Planungen ihrer Umwelt
allseitig orientiert zu werden und sie in

13
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Wahrur^ ihrer eigenen Interessen mitzu
entscheiden.

Zweifellos sind dort, wo regionale
Lösungen — etwa für bestimmte Raum
ordnungsfragen, Naturschutzgebiete etc.
— anstehen, regionale Kompetenzen auf
der Ebene der Länder sinnvoll.

Andererseits gelten im Umwelt
schutz Verantwortungsbereiche von
gesamtstaatlicher Größenordnung. Wo es
um Grundentscheidungen, vor allem um
antimonopolistische Maßnahmen gegen
die großindustrielle Verseuchung von Luft
und Wasser, gegen Bodenspekulation und
Landschaftszerstörung geht, sind Bundes
kompetenzen wahrzunehmen.

Eine Bundeskompetenz jedoch —
wie sie aus den Forderungen des Bundes
verbandes der Deutschen Industrie und

aus den Plänen der Bundesregierung er
kennbar wird — die darauf abzielt, den

exekutiven Machtapparat weiter zu ver
stärken, brennende Probleme weiterhin

den Interessen des Großkapitals unterzu
ordnen und die Lasten der arbeitenden

Bevölkerung aufzubürden, lehnt die DKP
ab.

Darüber hinaus ist der Umwelt

schutz ein Bereich dringender internatio
naler Zusammenarbeit. Besonders vor

dringlich erscheint dabei die Schaffung
völkerrechtlicher Grundlagen in den Be
ziehungen zwischen der Bundesrepublik
und der DDR. Damit werden sowohl zwei

seitige Abkommen als auch die Mitarbeit
der BRD und der DDR in den Vereinten

Nationen und deren Unterorganisationen

erleichtert. Schließlich eröffnen sich in
diesem Zusammenhang Probleme gesamt
europäischer Kooperation — etwa durch
internationale Regelungen zum Schutz der
Flüsse und Gewässer, für die Sauberhal
tung der Meere, zur Kontrolle von Verän

derungen in der Atmosphäre und im Welt
raum.

Auch diese so dringlich erfor

derlichen Maßnahmen weisen auf

die Notwendigkeit hin, die Anstren
gungen für eine gesamteuropäische

Sicherheitskonferenz zu verstärken,
die dazu beitragen muß, eine Politik
der Entspannung zu fördern und d»
mit die wesentliche Voraussetzung
für fruchtbare internationale Zusam

menarbeit auch auf dem Gebiet des

Umweltschutzes zu schaffen.

Vill. Umweltschutz heute — Pro

blem der demokratischen Er

neuerung von Staat und Ge-

sellschaft

Die DKP stellt die Bemühungen für
den Umweltschutz ganz bewußt in den
Rahmen des Kampfes um eine demokrati
sche Erneuerung von Staat und Gesell
schaft. Wir sagen nachdrucklich, daß die
Lösung der Lebensfragen unseres Volkes
— und dazu gehört der Umweltschutz —
nur über die Entfaltung der Aktivität und
Selbsttätigkeit der arbeitenden Menschen
erreicht werden kann. Demokratische Er
neuerung von Staat und Gesellschaft -
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das heißt Einschränkung der Macht des
Großkapitals, das seine egoistischen Inter
essen über den Schutz der Umwelt stellt,

das heißt Zurückdrängung des Militaris
mus und Verwendung der Rüstungsmittel
für soziale und kulturelle Zwecke, zur Be

wältigung einer solchen Aufgabe, wie sie
der Umweltschutz darstellt.

Demokratische Erneuerung von
Staat und Gesellschaft — das bedeutet vor

allem die Durchsetzung einer Politik des
Friedens und der Sicherheit, der völker
rechtlichen Anerkennung der DDR, einer

Politik, die es erleichtert, Rüstungsmittel
für friedliche Zwecke freizumachen und

die Kraft unserer Wirtschaft und unserer

Wissenschaft auf friedliche Interessen zu

konzentrieren.

Demokratische Erneuerung von
Staat und Gesellschaft erfordert die Er

weiterung der Rechte und Freiheiten der
Bürger und die Stärkung der Finanzkraft
der kommunalen SelbstvenA/altung, die
Verwirklichung von Kontrolle und Mitbe
stimmung der arbeitenden Bevölkerung in
allen Bereichen des gesellschaftlichen Le
bens.

Der Umweltschutz kann nur in

der Auseinandersetzung mit dem

Großkapital, das seinen Profit zum

Maßstab aller Dinge macht, verwirk

licht werden.

Die Tatsachen beweisen, daß das in

der Bundesrepublik herrschende spätkapi
talistische System nicht in der Lage ist,
die sozialen und gesellschaftlichen Proble

me unserer Zeit zu lösen. Der wissen

schaftlich-technische Fortschritt drängt —
soll er dem menschlichen Fortschritt die

nen — zu einer neuen Gesellschaftsord

nung, zum Sozialismus.

Die DKP weist darauf hin, daß die
Fragen des Umweltschutzes ihre endgülti
ge Lösung im Interesse des arbeitenden
Volkes nur in einer sozialistischen Ord

nung finden werden.

Unter sozialistischen Bedingungen
ist der Widerspruch zwischen den Profitin
teressen einer kleinen Gruppe von Be
sitzenden und den Interessen des arbeiten

den Volkes aufgehoben. Technischer Fort
schritt ist kein Alptraum mehr. Die gro
ßen Produktionsmittel sind aus der Hand

weniger Mächtiger in Volkseigentum über
führt.

Auch in sozialistischen Ländern

gibt es Probleme des Umweltschutzes, die
bei weitem noch nicht gelöst sind. Aber
ein entscheidendes Hindernis auf dem We

ge zu ihrer Bewältigung ist bereits aus dem
Wege geräumt: das Privateigentum von
Konzernbossen an Fabriken, an Grund
und Boden. In den sozialistischen Ländern

kann niemand sein Profitinteresse über die

Interessen der Allgemeinheit stellen.

Es ist kein Zufall, daß die DDR und
die Sowjetunion Wasserschutzgesetze ent
wickelt haben, die von westdeutschen Ex
perten als fortschrittlich und beispielge
bend bezeichnet werden. Es ist auch kein

Zufall, daß die Volkskammer der DDR im

Mai 1970 ein Landeskulturgesetz annahm,
das der Bielefelder Staatsrechtler Prof. Dr.
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Rehbinder „die erste umfassende Modifi
kation des Umweltschutzes in der Welt"

nennt.

Wenn die DKP sagt, daß nur eine
sozialistische Gesellschafteordnung die
Voraussetzungen zur endgültigen Lösung
der Umweltprobleme bietet, so heißt das
nicht, daß sie vorschlägt, die Bemühungen
für den Umweltschutz auf die Zeit zu ver

schieben, in der der Sozialismus auch in
der Bundesrepublik gesiegt hat. Der Um
weltschutz ist bei uns zu einer Lebensfra

ge geworden, zu einem Problem, an dem
jetzt und heute gearbeitet werden muß.

Die DKP schlägt vor, für Gesetze
und Maßnahmen einzutreten, in denen
klar zum Ausdruck kommt, daß die Be

sitzer der Großindustrie die Schuldigen für
die Zerstörung der Umwelt sind; in denen
eindeutig festgelegt ist, daß diese Schuldi
gen und nicht die arbeitende Bevölkerung
die Lasten für die Beseitigung der Umwelt
schäden tragen müssen.

Die DKP verlangt Gesetzetind

Maßnahmen, die unter Einbezie

hung der Initiative und Aktivität der

Bevölkerung eine Barriere gegen die

weitere Vergiftung und Schädigung

der Umwelt durch die Profitsucht

des Großkapitals darstellen.

Was wir wollen, ist eine breite de
mokratische Kontrolle der Einhaltung die
ser Gesetze in und außerhalb der Betriebe.

Was wir wollen, ist ein Boden- und

Wassernutzungsrecht, das die Erhaltung
dieser natürlichen Lebensquellen für Gene
rationen garantiert, die bestmögliche Nut
zung im Interesse aller und nicht einiger
Privatbesitzer sichert.

Was wir wollen, ist eine klare

Zielstellung in der Bewältigung der
Zukunftsaufgaben, die neue Priori
täten setzt: Milliarden nicht für die

Rüstung, sondern für die Erhaltung
des Lebens, Umweltschutz statt Zer

störung.

Umweltschutz ist nicht die Aufgabe
einiger Gruppen. Betroffen ist vor allem
die arbeitende Bevölkerung, betroffen
sind Arbeiter, Angestellte und Beamte,
Bauern, Arzte, Techniker und Wissen
schaftler, Studenten und Professoren.

Ihr gemeinsames Interesse fand sei
nen Ausdruck bereite in gemeinsamen Ak
tionen, in Demonstrationen, öffentlichen
Aufklärungsaktionen, in Flugblättern, in
Petitionen an den Bundestag, in Bürger
ausschüssen, in der Gründung von Arbeits
gruppen in Volkshochschulen und von

Kommissionen für den Umweltschutz.

Die Internationale Föderation der

Chemie- und Fabrikarbeiterverbände

(ICF) hat eine internationale Aktion für
den Umweltschutz beschlossen. Sie brand

markt, daß die Großindustrie im Interesse
des Profits Möglichkeiten zur Sicherung
der Umwelt mißachtet. Die Jungsoziali
sten und andere Organisationen sowie
namhafte Wissenschaftler sind mit Vor-
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Schlägen für den Umweltschutz an die
Öffentlichkeit getreten. Wir Kommunisten
begrüßen die Aktionen und Initiativen.

Wir sind zur Zusammenarbeit bereit.

Die DKP unterbreitet hiermit ihre

Vorschläge für einen wirksamen Umwelt

schutz. Wir stellen sie zur Diskussion. Eine

demokratische Aussprache kann helfen,
für brennende Probleme eine Lösung zu
finden.

Die Tatsachen beweisen: keine

Forderung verwirklicht sich im

Selbstlauf. Die arbeitende Bevölke

rung wird sich alles erkämpfen

müssen. Von der Aktivität der de

mokratischen Kräfte, von ihrem ge

meinsamen Handeln hängt der Er-

foig ab.

Die DKP wendet sich an die Öffent

lichkeit: Umweltschutz geht alle an. Jeder
spürt am besten, was an seinem Arbeits

platz, in seinem Betrieb, in seiner Stadt
faul ist. Wir wenden uns an die Gewerk

schafter, an die Wissenschaftler, an alle;

Unterbreitet der Öffentlichkeit Eure

Kenntnisse, helft mit!

Mit dem Schutz unserer Umwelt

nehmen wir den Schutz unserer Zukunft

In die eigenen Hände. Arbeiten wir zusam

men, verlangen wir Abhilfe, handeln wirl

Die DKP ist bereit und entschlos

sen, ihren Beitrag zu leisten.
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Aus dem Referat von Jupp
Angenfort auf der Konferenz der DKP für
einen wirksamen Umweltschutz in

Ludwigshafen am 6.3.71

Verpestete Luft, vergiftetes Trink
wasser, nervenzermürbender Lärm, die
Zerstörung unserer Landschaft — das sind
Themen, die in jüngster Zeit in zunehmen
dem Maß Presse, Rundfunk und Fernse
hen beherrschen.

Eine allgemeine Unruhe hat die Be
völkerung erfaßt, und viele Menschen stel
len sich Fragen über Fragen: Ist die Situa
tion wirklich so bedrohlich? Wer ist

schuld, daß es soweit kam? Was können

wir tun, um weitere schreckliche Folgen
zu verhindern?

Man möge uns recht verstehen. Wir
Kommunisten sind nicht gegen vernünfti
ge Ratschläge an die Bevölkerung, wie sie
zum Umweltschutz beitragen könnte. Wir
sind auch nicht dafür, daß alte Sofas ir

gendwo hingeworfen werden, daß der
Wald mit Konservenbüchsen verunziert

wird. Aber das sind nicht die Kernproble
me des Umweltschutzes.

Nach Schätzungen aus dem Jahre

1969 werden jährlich in die Luft über der
Bundesrepublik zweieinhalb Millionen
Tonnen Staub, zweieinhalb Millionen

Tonnen Stickoxyde, drei Millionen Ton
nen Kohlenwasserstoff, fünf Millionen

Tonnen Schwefeloxyde und sieben Millio
nen Tonnen Kohlenmonoxyde abgegeben.

Bezogen auf die Gesamtfläche ist
die Luftverschmutzung in der Bundesre
publik schon jetzt siebenmal so stark wie
in den USA. 1/ ■

Alarmierende Tatsachen

Professor Grzimek teilte Ende ver

gangenen Jahres mit, daß nach den Aussa

gen international anerkannter Krebsfor
scher bis zum Jahre 2 000 rund 18 Millio

nen Bürger der Bundesrepublik an Krebs
erkranken und zwölf Millionen Bürger dar
an sterben müßten. Die Ursachen dafür, so

sagte er, liegen nicht zuletzt auch in der

Zunahme krebsfördernder Substanzen

durch die Luftverunreinigung. 2)

Jede einzelne dieser Tatsachen, die
man durch viele andere ergänzen könnte,
ist für sich genommen schon alarmierend
genug. In ihrer Gesamtheit bedeuten sie,

daß die Gesundheit unserer Bevölkerung,
ja sogar ein normales Weiterleben in nicht
allzu ferner Zeit in Frage gestellt sind,
wenn nicht eine grundlegende Änderung
herbeigeführt wird.

Als einzige der in der BRD wirken
den Parteien zeigt die DKP die Ursachen
der Umweltzerstörung in aller Klarheit
auf.

Geld für Gift

Vertreter der CDU/CSU, unter de
ren Regierungen und mit deren Gesetzes
initiativen der Großindustrie 20 Jahre lang
schrankenlose Profitmacherei auf Kosten

der Gesundheit von Millionen ermöglicht
wurde, erklären: Wir alle seien schuld. Die
Hausfrau, die schmutziges Wasser weg
schüttet, der Arbeiter, der mit dem Auto
zur Fabrik fährt.

In die gleichen Fußstapfen tritt im
Grunde genommen die sozialdemokratisch
geführte Bundesregierung. Die Lobby der
Großindustrie, die von sich ablenken, die
die Schuld auf alle gleichmäßig verteilen
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und die Kosten für den Umweltschutz auf
die Masse der Bevölkerung abwälzen vvlll,
ist bereits in Aktion und hat schon ge
wirkt. Politiker der CDU/CSU, SPD und
FDP greifen die Unternehmerargumente
auf. Und schon entfaltet sich ein ganzer
Feldzug, dessen Ziel es Ist, der Bevölke
rung einzureden, alle seien gleichmäßig
schuld an der Umweltgefährdung.

Die DKP wendet sich dagegen, daß von
den entscheidenden Urhebern der Um

weltzerstörung abgelenkt werden soll.

An der Gesamtmenge der Abwässer
zum Beispiel sind trotz großer Verände
rungen im Haushaltsberefch industrielle

Unternehmen zu 80 Prozent beteiligt. So
entspricht die Abwasser-Menge der Bayer-
Werke zwischen Leverkusen und Uerdin
gen etwa der der halben Ruhrbevölkerung.
Die Gesetzgebung, die auf diesem Gebiet
im wesentlichen aus der Zeit vor dem
ersten Weitkrieg stammte, setzte den Un
ternehmern fast keine Schranken, und die
CDU/CSU-Regierungen änderten jahrelang
gar nichts daran. Der Höchstprofit war
heilig. Das „Handbuch für Sozialwissen
schaften" schreibt folgendes: „Die Indu
strie bemühte sich.. . um die Erhaltung
und Modernisierung ihrer Betriebseinrich
tungen, nicht aber um Kläranlagen, die
keine Betriebsgewinne abwerfen." 3)

„Verwässertes" Wasserschutzgesetz

Als dann die Wasser im buchstäb
lichen Sinne des Wortes zum Himmel stan
ken, sollte im Jahre 1960 ein „Gesetz zur
Reinhaltung der Wasserstraßen" Abhilfe

schaffen. Die Industrie-Lobby tat alles,
um dieses Gesetz zu verwässern. Auch das

dann verabschiedete verwässerte Gesetz
wurde vom Bundesverband der Deutschen

Industrie angegriffen. Er forderte z.B. in
seinem Jahresbericht 1964/1965, die Be
stimmungen über die Einleitung industriel
ler Abwässer in kommunale Anlagen zu
gunsten der Industrie zu lockern. Die lr>

dustriellen hatten Erfolg. Das Gesetz wur
de vom Bundesverfassungsgericht für
nichtig erklärt.

Sogar die vom Bundesinnenmini
sterium beauftragte Kommission zur Un
tersuchung der Umweltschäden stellte
fest, daß die Bereitschaft der Industrie zu
weiteren Investitionen fiir den Umwelt
schutz sehr klein sei. Der Leiter der Stu

diengruppe für industrielle Umweltfragen
beim Bundesverband der Deutschen Indu
strie (BDI) wurde präziser. „Die Industrie
läuft Gefahr, nach weiteren Auflagen (für
den Umweltschutz J.A.) nicht mehr wett
bewerbsfähig zu sein," erklärte er.

Die DKP stellt fest: Das Großkapi
tal ist der wirkliche Zerstörer unserer Um
welt. Es hat daran jahrzehntelang, ohne
Rücksicht auf die Bevölkerung, verdient.
Die Besitzer der Großindustrie müssen die
Lasten für die Beseitigung und Verhütung
der Umweltschäden tragen, nicht die ar
beitende Bevölkerung!

Rheinkatastrophe kann sich jeder
zeit wiederholen i

Im Juni 1969 wurde fast der gesam
te Fischbestand des Rheins unterhalb der
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Mündung des Maines durch das Pflanzen
schutzmittel Endosulfan vernichtet. In

Holland mußte Trinkwasser-Alarm gege
ben werden. Der stellvertretende Vor

sitzende der DKP, Herbert Mies, erstattete

Strafanzeige gegen den Vorstand der Farb
werke Hoechst, die als einziger Betrieb in
der Bundesrepublik Endosulfan herstellen.

Herbert Mies erklärte: „Die strafrechtliche

Verfolgung. . . ist das mindeste, was der
Bürger erwarten kann. Hemmungslos ge
fährden die großkapitalistischen Produ

zenten in ihrem Profitstreben das Leben

von Hunderttausenden von Menschen."

Die Farbwerke Hoechst erklärten

sofort, daß von ihrem Griesheimer Werk

kein Endosulfan in den Rhein gelangt sein
könne. Möglicherweise sei ein Faß mit die
sem Gift von einem Rheinschlepper ins
Wasser gefallen oder ins Wasser geworfen
worden.

Wenig später stellten holländische
Institute eindeutig fest, daß das Endosul
fan aus den Abwässern der Farbwerke

Hoechst stammt.

Inzwischen steht fest — selbst vor

dem Bundestag mußte es bekanntgegeben
werden — daß die Farbwerke Hoechst ge
genwärtig noch stündlich 150 bis

400 Gramm Endosulfan mit dem Abwas

ser in den Main leiten. 4) Wenn der Main

Niedrigwasser führt, kann sich das Gift,
das dann nicht kontinuierlich weggespült
wird, konzentrieren und eine ähnliche

oder schlimmere Katastrophe als 1969
kann unsere holländischen Nachbarn und

uns betreffen. Auf seine Strafanzeige, die
Inzwischen in allen Punkten durch die

Tatsachen bestätigt ist, erhielt der stell

vertretende Vorsitzende der DKP nicht

einmal eine Antwort.

Als er Dienstaufsichtsbeschwerde

erhob, erklärte der Koblenzer Oberstaats

anwalt Dr. Ullrich, daß die Ermittlungen

weiterliefen, und wörtlich: „Abzusehen

ist schon jetzt: Zu einer Anzeige gegen die
Verantwortlichen der Farbwerke Hoechst

wird es vermutlich nicht kommen." 5)

Umweltschutz — Mitbestimmungs

frage

Hier wird deutlich: Die wirklichen

Ursachen der Umweltgefährdung sollen
verschleiert, die wahren Schuldigen sollen
gedeckt werden. Die DKP bringt Klarheit
in die Dingel Und wenn ein Ministerialrat,

der die Ohnmacht seiner Behörde gegen
über den Industriekonzernen beklagt,
fragt, was man denn tun solle, ob man den

Generaldirektor eines Großbetriebes viel

leicht einsperren sollte, dann antworten
wir Kommunisten: Selbstverständlich!

Und nicht nur das. Wir sind der Meinung:
Die Probleme des Umweltschutzes bestäti

gen die Richtigkeit der Forderung der
DKP, daß die Macht der großen Konzerne

eingeschränkt und schließlich überwunden
werden muß.

Die DKP sagt: Die arbeitende Be

völkerung steht vor der Notwendigkeit,
ihre Umwelt, ihr Leben und ihre Gesund

heit vor der Gewinnsucht der Herren des

Großkapitals zu schützen. Ja, Umwelt
schutz ist eine Aufgabe, die die Allgemein
heit angeht uixl die gerade deswegen die
breiteste demokratische Mitbestimmung
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vor allem der Organisation der Arbeiter
schaft, der Gewerkschaften erfordert.

Ungedeckte Wechsel

Wenn man die Sprecher der Regie
rung hört, so könnte man glauben, daß
jetzt eine unerhörte Aktivität in Fragen
Umweltschutz entwickelt werde. Innen

minister Genscher hat kürzlich auch ein

Sofortprogramm für den Umweltschutz
verkündet. Die meisten der Maßnahmen

sind, wie der „Spiegel" in einer Titel
geschichte festgestellt hat, allenfalls unge
deckte Wechsel auf die Zukunft. 6)

Es wird zwar davon gesprochen,
daß für die zukünftige Sicherung sauberen.
Wassers und besserer Luft 18 Milliarden

D-Mark erforderlich seien. Aber das So

fortprogramm nennt keine einzige Milliar
densumme, die für den Umweltschutz ein
geplant wäre. Ganze elf Millionen werden

laut Sofortprogramm der Bundesregierung
z.B. für die Entwicklung neuer umwelt
freundlicher Technologien eingeplant.
Hundert Millionen D-Mark aber wurden

allein aufgewendet, einen Vielstoffmotor

für die Panzer der Bundeswehr zu

entwickeln. 1.146 Millionen D-Mark wer

den pro Jahr für Militärforschung ausgege
ben!

Das Kind beim Namen genannt

Die eigentlich Verantwortlichen für
die Schädigung unserer Umwelt werden
von der Regieru.ng nicht genannt. Die
DKP nennt sie: Es sind die Hütten- und

Chemiekonzerne an Rhein und Ruhr, de
nen wir die giftige Schmutz- und Dunst

glocke über dem Revier verdanken. Es ist
die Badische Anilin- und Sodafabrik, die

zentnerweise Reizstoffe durch die Schorn

steine in die Luft bläst. Es sind die Farb

werke Hoechst, die mit Pflanzenschutz
mitteln den Main und den Rhein vergif
ten.

Die DKP wird in Wahrung der
öffentlichen Interessen weiter gegen die
Verursacher der Umweltgefährdung vor
gehen. Damit der Kampf erfolgreich wird,
benötigen die Kommunisten dabei die Er
fahrungen, die Initiative, die Aktivität der

Belegschaften, ihrer Betriebsräte, ihrer
Vertrauensleute, die Kenntnisse der Tech
niker und Wissenschaftler. So entsteht die

Kraft, die in der Auseinandersetzung mit
dem Großkapital Erfolge für einen wirk
samen Umweltschutz durchsetzt.

Endgültige Lösung nur in einer

sozialistischen Ordnung

Die internationale Föderation von

Chemie- und Fabrikarbeiterverbänden

(ICF) stellte auf ihrem 14. Kongreß in Ko
penhagen fest, daß die Wirtschaft die tech
nischen Möglichkeiten kenne, Schädigun
gen der Umwelt zu verhindern, sie wende

sie aber nicht oder nicht ausreichend an,
weil die Abgase- und Abwässerreinigung
Kosten verursache, die den Profit schmä
lern. 7)

Der Bundesvorstand der Jungsozia
listen in der Bundesrepublik stellte in
einer Pressekonferenz fest, daß die zuneh
mende Umweltverschmutzung im wesent-
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liehen auf den nicht kontrollierbaren Pro

duktionsentscheidungen privater Unter
nehmen beruhe. 8)

Wir Kommunisten stellen fest: Das

in der Bundesrepublik herrschende spätka
pitalistische System ist nicht in der Lage,
die Natur harmonisch zu beeinflussen, das
heißt, sie nicht nur zu beherrschen und

auszubeuten, sondern sie auch zu pflegen,
und zwar als ganzes, mit Rücksicht auf al
le Wechselwirkungen. Aufgaben, die so
weiträumige, in die Zukunft reichende
Planung erfordern, sind in den engen
Schubfächern privatwirtschaftlicher Inter
essen nicht unterzubringen. Auch der wis
senschaftlich-technische Fortschritt

drängt — soll er dem menschlichen Fort
schritt dienen — zu einer neuen Gesell

schaftsordnung, zum Sozialismus.

Deswegen sagen wir Kommunisten
auch mit allem Nachdruck, daß das
System der Profitwirtschaft das entschei
dende Hindernis bei der Lösung aller

Umweltfragen ist, daß die Probleme des
Umweltschutzes ihre endgültige Lösung
im Interesse des arbeitenden Volkes nur in

einer sozialistischen Ordnung finden wer
den.

Die Deutsche Kommunistische Par
tei ist die einzige Partei in der Bundes
republik, die diese Tatsache ausspricht
Sie ist die Partei der sozialistischen Alter
native zu dieser spätkapitalistischen Ord
nung, nicht die Partei des Korrigierens von
Fehlern im System urni am System. Eben

darum hat die DKP schon in ihrer Grund

satzerklärung unmißverständlich
klargestellt, daß unser Ziel der Sozialismus
ist.

Es wird uns Kommunisten vorge
halten, daß es in den sozialistischen

Ländern die gleichen Probleme der Um
weltgefährdung gebe wie bei uns. Es gibt
in den wesentlichsten Fragen nicht die
gleichen Probleme. Ein entscheidendes
Hindernis auf dem Weg zu ihrer Bewälti
gung ist bereits ausgeräumt: das Privatei
gentum von Konzernbossen an Fabriken

an Grund und Boden. In den sozialisti

sehen Ländern kann niemand seine Profit

interessen über die. Interessen der Allge
meinheit stellen. Die Schranke des Profits

die hier in der Bundesrepublik allen ern
sten Bemühungen entgegensteht, gibt es in
den sozialistischen Ländem nicht mehr.

Selbstverständlich haben auch
sozialistische Länder Probleme des Unv
Weltschutzes, die bei weitem noch nicht
gelöst sind. Auch die DDR und die Sow
jetunion, um sie als Beispiele zu nehmen,
haben schwergeschädigte Flüsse.

Auch dort rieseln Millionen Tonnen

Industriestaub herab. Es wird eine Menge
Zeit in Anspruch nehmen, die Problepie
zu bewältigen. Aber der Überwindung der
Probleme stehen keine Privatinteressen
entgegen, und das sozialistische System
behindert die Lösung der Probleme nicht,
sondern erleichtert sie.
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Beispielhafte Regelungen in soziali

stischen Ländern

Es ist interessant, festzustellen, daß
In der DDR und in der Sowjetunion, um

bei diesen Beispielen sozialistischer Län
der zu bleiben, die gesetzlichen Vor
schriften bei weitem strenger, klarer und

eindeutiger sind als in der Bundesrepublik.

In der DDR wurde im Mai 1970 das

Gesetz über die planmäßige Gestaltung der
sozialistischen Landeskultur beschlossen.

Das Gesetz regelt eindeutig, daß die Be
triebe, die Naturresourcen in Anspruch
nehmen, voll für ihre schadlose Nutzung
verantwortlich sind. Es legt die Verant

wortung der Betriebe und ihrer übergeord
neten Organe für die Sicherung des wissen
schaftlich-technischen Vorlaufs fest, um

in zunehmendem Maße planmäßig solche
Verfahren, Produktionstechnologien und
Anlagen zu entwickeln und einzusetzen,
die schädigende Wirkungen für die Men
schen und ihre Umwelt weitestgehend aus

schließen.

Ein ausgedehntes Kontrollsystem

unter Einschluß von Vertretern der Ge

werkschaften ist entwickelt worden. Ne

benbei bemerkt: Bei den Farbwerken

Hoechst ist es so — wie der Leiter des Ge

sundheitsamtes der Stadt Frankfurt, Dr.

Heinrich, mitteilte — daß die Betriebslei

tung die Aufgabe des Gewerbeamtes, Kon

trollen durchzuführen, selber übernom

men hat. Dem Gewerbeamt fehlen näm

lich die Mittel, genügend Kontrolleure ein

zustellen. Man kann sich vorstellen, was

bei der Selbstkontrolle der Kapitalisten

herauskommt!

Der BDI würde heulen

Die Sowjetunion hat 1960 ein um

fassendes Gesetz über den Schutz der Na

tur erlassen. Es wurde im vergangenen
Jahr durch ein spezielles Wasserschutzge

setz ergänzt.

In dem Gesetz wird ausdrücklich

der Grundsatz verkündet, daß sauberes

Trinkwasser und die menschliche Gesund

heit Vorrang haben vor einer Nutzung

durch die Industrie. Was für ein Geheul

würde wohl der Bundesverband der Deut

schen Industrie erheben, wenn in der Bun

desrepublik solch ein Gesetz, dessen Aus

führung dann durch Vertreter der arbei
tenden Bevölkerung kontrolliert wird, er

lassen würde.

Wir Kommunisten möchten nicht mißver

standen werden. Wenn die DKP sagt, daß

nur eine sozialistische Gesellschaftsord

nung die Voraussetzung zur endgültigen

Lösung der Umweltprobleme bietet, so

heißt das nicht, daß wir vorschlagen, die

Bemühungen für den Umweltschutz auf
die Zeit zu verschieben, in der der Sozia

lismus auch in der Bundesrepublik gesiegt

haben wird.

Der Umweltschutz ist in der Bun

desrepublik zu einer Lebensfrage gewor

den, zu einer Aufgabe, an der jetzt und

heute bereits gearbeitet werden muß; zu
einer Kampfaufgabe, in der durch das ge

meinsame Wirken aller demokratischen

Kräfte Teilerfolge bereits errungen werden
können.
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Vernichtungswissenschaft und

Kriegstechnik bekämpfen

Es gibt ein Problem der Umweltge
fahrdung, das von keiner der im Bundes
tag vertretenen Parteien auch nur . mit

einem Wort angesprochen wird, die Tat
sache, daß zu eiriem wirksamen Umwelt

schutz vor allem auch der Schutz des Le

bens und der Umwelt vor Vemichtungs-
wissenschaft, Kriegstechnik und Kriegspo
litik gehört.

In der Bundesrepublik liegen die
größten europäischen Atombomben-De
pots der USA. Hier liegen die USA-Lager

mit biologischen und chemischen Ver
nichtungsmitteln, mit Giften zur Zerstö

rung pflanzlichen, tierischen und mensch
lichen Lebens, mit Erstickungs-, Läh
mungs- und Nervengasen, mit Bakte
rienstämmen vom MilzbrarKl bis zur Pest

Die CDU/CSU und auch der sozial

demokratische Verteidigungsministe
Schmidt sagen der Öffentlichkeit, daß alle
diese Maßnahmen nur zum Schutz der Be

völkerung vor einer Bedrohung aus dem
Osten getroffen wurden. Bedrohung aus
dem Osten? Haben die Verträge von Mos
kau und Warschau, haben die Bemühun

gen der sozialistischen Länder, vor allem
der Sowjetunion, um das Zustandekom
men einer europäischen. Sicherheitskonfe
renz nicht erneut bewiesen, daß die

Länder des Sozialismus alles für die Erhal

tung des Friedens tun?

Und was heißt Schutz unserer Be

völkerung durch die NATO, durch die
USA? Vor einem Jahr etwa konnte man

in der Illustrierten „Stern" den konkreten
Plan der Militärs der USA nachlesen, der

exakte Hinweise für die Zerstörung jeder
Stadt in der Bundesrepublik und in der
DDR enthielt.

Wenn jemand glaubt, im Ernstfall
würden die USA solche und ähnliche

Pläne nicht verwirklichen, weil die Bun
desrepublik doch der Bundesgenosse der
USA ist, der möge nach Vietnam schauen.

ABC-Waffen raus

Das Prinzip der Vietnamisierung,
d.h., daß der Verbündete in erster Linie

den Landkrieg führt, die Menschenopfer
bringt, die Zerstörung trägt, während die
Imperialisten der USA sich auf das Bom

benwerfen spezialisieren und am Krieg
verdienen, gilt nicht nur für Vietnam. Es
ist die Leitlinie des Kriegsdenkens der
herrschenden Kreise der USA überhaupt.
Man kann sich vorstellen, was hier, in
Rheinland-Pfalz, diesem Pulverfaß, im Fal
le eines militärischen Konflikts los wäre.

Rheinland-Pfalz und die ganze Bun
desrepublik wären ein Inferno der Ver
nichtung und Zerstörung.

Deswegen verlangen wir Kommuni
sten als erste Forderung des Schutzes der
menschenlichen Lebensbedingungen:

Sofortige Entfernung aller atoma
ren, bakteriologischen und chemischen

Vernichtungsmittel sowie der zugehörigen
Trägersysteme vom Boden der Bundesre
publik;

Ratifizierung des Atomwaffensperr
vertrages;
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schnelle Ratifizierung der Moskauer
und Warschauer Verträge und die aktive
Mitarbeit am Zustandekommen einer

europäischen Sicherheitskonferenz.

Schnelles Handeln tut not

Die Regierung hat angekündigt, daß

bis zum Sommer 1971 ein Immissions

schutzgesetz entworfen werden soll. Aber

es wurde schon deutlich gemacht, daß die
ses Gesetz erst die Grundlage für ein
System von Immissionskontrolle wäre,
dessen Verwirklichung wiederum Jahre in

Anspruch nehmen wird. Bis dahin könnte
die Luft durch die Industrie weiter zum

Schaden der Gesundheit der Bevölkerung

und zum Nutzen der Profite verpestet
werden.

Ähnlich ist es auf dem Gebiet der

Wasserwirtschaft. Zur Zeit läßt die Groß

industrie durch ihre Sprachrohre überall
das Argument verbreiten, der eigentliche
Verschmutzer des Wassers sei nicht die

Großindustrie, sondern seien die Gemein
den. Nun ist die Abwasserreinigung der
Gemeinden wirklich kein Ruhmesblatt für

die Bundesrepublik, und wir Kommuni
sten wollen die Mißstände hier durchaus

nicht bagatellisieren. Wenn aber schon
vom Hauptverschmutzer die Rede ist,
dann muß festgestellt werden, daß von
den Abwässern, die zum Beispiel in Hes
sen in den Main fließen, 93 Prozent von

Gewerbe- und Industrieunternehmen

stammen. 9)

Damit die Gemeinden in die Lage
versetzt werden, Kläranlagen einzurichten
oder vorhandene auf den modernsten

Stand zu bringen, und da überhaupt we
sentliche Aufgaben des Umweltschutzes
den Städten und Gemeinden zufallen, ver
langt die DKP u.a., daß die finanzielle Lei

stungskraft der Städte und Gemeinden
durch Erhöhung ihres Anteils am Steuer

aufkommen gestärkt wird.

In der Bundesrepublik wurde im

Interesse der Auto- und Mineralölkonzer

ne der Nahverkehr vernachlässigt. Die
Stadtplanung wurde darauf abgestellt, den
Autoströmen einen Weg in die Innenstadt
zu bahnen. Gewachsene Innenstädte wur

den so zerstört, Grünanlagen aufgefressen.
Die Luft in den Innenstädten wird durch

Abgase verpestet.

Die DKP fordert, auch im Interesse

der Gesundheit der Bevölkerung, den Aus
bau der Nahverkehrsmittel. Statt Erhö

hung der Fahrpreise für die Nahverkehrs
mittel, wie sie jetzt überall angekündigt
oder beschlossen wird, einen Preisstopp,
dann Senkung der Fahrpreise und Über
gang zum Null-Tarif. Die Gewerkschaft

öffentliche Dienste, Transport und Ver
kehr hat nachgewiesen, daß die volkswirt
schaftlichen Einsparungen bei einem
Null-Tarif auf die Dauer gesehen größer
sind als die Kosten, die ein Null-Tarif ver

ursachen würde.

Gegen Lärmschäden in Betrieb und

Verkehr

Unter den Krankheiten, die in der

Bundesrepublik schnell zunehmen, sind
vor allem die Hörschäden zu nennen. Die

Ursachen sind zumeist Lärmschäden.

Ganz deutlich wird das, wenn wir die Sta-
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tistik der Berufskrankheiten betrachten.

Schwerhörigkeit als Berufskrankheit liegt
heute in der Bundesrepublik schon an
vierter Stelle.

Die Bundesregierung hat in ihrem
Sofortprogramm für den Umweltschutz
eine umfassende Konzeption zur Lärmbe
kämpfung angekündigt. Aber daran, daß
es kaum gesetzliche Vorschriften oder
Verordnungen gibt, die die Industrie dazu
zwingen, den Lärm beispielsweise dadurch
zu senken, daß maschinelle Änderungen
vorgenommen werden, ändert sich zu

nächst einmal gar nichts. Nach wie vor be
stimmt die Gesetzgebung, daß die Maß
nahmen, die gegen den Lärm getroffen
werden müssen, „wirtschaftlich zumut

bar" sein müssen. Eine Bestimmung, die
fast ununterbrochen zugunsten der Unter
nehmer ausgelegt wird.

Ein Gesetz zum Schutz gegen Flug
lärm, das Anfang dieses Jahres im Bundes
tag verabschiedet wurde, enthält bemer

kenswerte Lücken. Die wissenschaftlich-

technologischen Erkenntnisse über Schall
schutz sind nicht genügend berücksichtigt.
Der wichtige Hinweis der Mediziner, daß
für die tatsächliche Belästigung nicht der
Dauerschallpegel, sondern die Spitzenpe
gel entscheidend sind, wurde nicht berück

sichtigt. Die Finanzierung der Schall
schutzmaßnahmen wurde im Interesse der

Flugverkehrsgesellschaften nicht eindeutig
den Verursachern von Fiuglärm zugewie
sen.

Die Forderungen der DKP zur Ver
hinderung von Lärmschäden erweisen sich
als dringend und berechtigt.

Woher sollen die finanziellen Mittel

kommen?

Im vergangenen Jahr stand in einem
„Intern-Dienst" der SPD folgender Satz:
„Die in die Milliarden gehenden Kosten
des Umweltschutzes sollen nach dem Ver

ursachungsprinzip von denen bezahlt wer
den, die die Maßnahmen erforderlich ma

chen." 10)

Das Papier war kaum bedruckt, da
war auch schon der Protest und der Druck

der Großindustrie da und die im Bundes

tag vertretenen Parteien folgten ihren
Wünschen bereitwillig.

Die Deutsche Kommunistische Par

tei stellt der unheiligen Allianz der Bun
destagsparteien mit den großen Monopo
len ihre eigene Konzeption entgegen. Die
DKP vertritt-den Standpunkt, daß es eine
Zumutung ist, daß die Allgemeinheit auch
noch die Kosten für die Beseitigung des

Drecks aufbringen soll, den im wesentli
chen einige wenige verursachen.

Das Großkapital zur Kasse bitten

Wir Kommunisten lehnen alle

Pläne, den Bürger direkt über neue und
höhere Steuern oder indirekt über Preis-

und Tariferhöhungen für die Bewältigung
der Umweltprobleme zahlen zu.lassen, ab.
Wir vertreten die Auffassung, daß der Ver
ursacher tatsächlich für die von ihm ange

richteten Umweltschäden zahlen muß. Wir

verlangen, daß die Großindustrie zur Kas
se gebeten wird. Wir verlangen Kontrollen
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und Maßnahmen, die alle Versuche der
Herren der Großindustrie, die Kosten über
höhere Preise auf die Verbraucher abzu

wälzen, aufdecken.

Über die Beseitigung der Schäden
hinaus sind weitere Mittel für den vorbeu
genden Umweltschutz notwendig, für ge
plante Gestaltung der Umwelt. Die DKP
fordert, daß die Mittel in erster Linie aus

folgenden Quellen kommen:

1.Aus dem Rüstungshaushalt. Die
DKP verlangt, daß die Rüstung
um 15 Prozent jährlich oder min
destens 3 Milliarden D-Mßrk ver
mindert wird.

2. Aus zusätzlichen Steuern für

Großunternehmen. Durch Gesetz
ist ein öffentlich-rechtlicher

Fonds für Umweltschutz zu

schaffen. Der Grundstock des

Fonds wird durch Abgaben der
großen Kapitalgesellschafterl und
Industriestiftungen in Höhe von
zehn Prozent der jährlichen Ab
schreibungen gebildet.
Zusätzliche Mittel sollen durch

die Erfassung der Steuerflucht
gelder beschafft werden.

Ferner: Bei allen Investitionsvor

haben müssen die Großbetriebe,
die durch die Art ihrer Tätigkeit
Umweltschäden verursachen
können, durch Gesetz verpflich
tet werden, ausreichende Maß

nahmen einzuplanen und im
Rahmen der Investitionen ent

sprechende Mittel einzusetzen.

Gemeinsam handeln

Wir Kommunisten sagen mit aller
Deutlichkeit: Der Schutz der Umwelt ist

unmöglich, ohne die zu bekämpfen und
ihren Einfluß zurückzudrängen, die die
Zerstörung der Umwelt in ihre Bilanzen
eingeplant haben — die Herren der Groß
industrie. Auch auf dem Gebiet des Um

weltschutzes gilt: Wer den Konzernen
nichts nimmt, kann den Werktätigen
nichts geben.

Deswegen stellt die DKP die Be
mühungen für den Umweltschutz ganz be
wußt in den Rahmen des Kampfes um
eine demokratische Erneuerung von Staat
und Gesellschaft.

Umweltschutz als Au^abe der All
gemeinheit erfordert die breiteste demo
kratische Mitbestimmung der Öffentlich
keit, vor allem der Organisationen der Ar
beiterklasse — ihrer Gewerkschaften. Die

se Au^abe verlangt die verantwortungs
volle Mitarbeit der technischen und wis

senschaftlichen Intelligenz, der Ärzte, der
Studenten, Assistenten und Professoren.

Sie bedarf in jedem Großbetrieb, in jeder
Stadt, in jedem Ballungszentrum der Kon
trolle, der Initiative und Mitentscheidung
der Betroffenen. Nur so können wirksame

Maßnahmen des Umweltschutzes er

kämpft, können Teilerfolge errungen und
gegen den Druck des Großkapitals vertei
digt werden.

Die Unruhe in der Bevölkerung über
Wasserverschmutzung und Luftverunreini
gung, über die Zerstörung unserer Umwelt
hat bereits in zahlreichen Aktionen ihren
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Ausdruck gefunden. Hier in Ludwigshafen
demonstrierten einige Tausend Schüler
mit Sprechchören wie: „Wurster und
Timm, die stinken schlimm!" „Raschig
und Timm machen Gewinn — Müller und

Krause ersticken zu Hause!" „Profit OK,
Gesundheit KG!"

In München und Frankfurt bildeten

sich Bürgerkomitees zum Schutz der Um
welt. Als Industrieabwässer über eine

Rohrleitung in die Emsmündung gepumpt

werden sollten, unterschrieben in drei Kir
chen auf der Insel Borkum Hunderte

Bürger eine Protestliste. In Hamburg sam
melten Demonstranten, mit Gasmasken
und Transparenten ausgerüstet, Unter
schriften gegen die Lostgas-Produktion in
der Eidelstedter Fabrik Dr. Hugo Stoltzen-
berg. In Kelsterbach wurde eine satirische
Protestaktion durchgeführt. Es wurden

Blechbüchsen mit den roten Aufklebern:

„Luft aus Kelsterbach. Ausgesuchte Ingre
dienzen von Glanzstoff-Caltex-Hoechst

machen Kelsterbacher Luft in der Welt be

kannt", verteilt.

In Frankfurt forderten Hunderte

von Schülern in einer Demonstration:

„Mehr Umweltschutz statt Profit!" Und
sie erklärten: „Unsere Gesundheit ist
wichtiger als der Gewinn der Großindu
strie!" Jugendgruppen planen öffentliche
Tribunale, die die Umweltzerstörer und
die gesellschaftliche Situation, die ihnen
ihr Wirken ermöglicht oder erleichtert, an
prangern sollen.

Wir Kommunisten begrüßen diese
und ähnliche Aktivitäten und Initiativen.

Wir arbeiten in ihnen mit.

Die Erfahrungen vieler Jahre bewei
sen, daß sich keine Forderung im Selbst
lauf verwirklicht. Die werktätige Bevölke

rung hat von oben nichts zu erwarten. Al
les wird sie sich erkämpfen müssen. Von
der Aktivität aller demokratischen Kräfte,

von ihrem gemeinsamen Handeln hängt
der Erfolg ab. Wir Kommunisten sind zur
Zusammenarbeit bereit, auch wenn in der

konkreten Aktion nur begrenzte Ziele ge
stellt werden, auch wenn in Fragen, die
das Gesamtproblem des Umweltschutzes
betreffen oder die über den Umweltschutz

hinausgehen, unterschiedliche Auffassun
gen bestehen. Wir sind überzeugt davon,
daß im Verlauf der Zusammenarbeit viele

Mißverständnisse abgebaut, manche Mei
nungsverschiedenheiten überwunden wer
den.

Quellenangaben;

1) „Spiegel", 5.10.70
2) „bonner korrespondenz", 8.10.70
3) „Deutsche Volkszeitung", 25.11.70
4) 32. Fragestunde des Bundestages

am 20.2.70

5) Stuttgarter Zeitung, 14.1.71
6) „Spiegel", 5.10.70
7) Pressedienst der IG Chemie, 25.10.70

8) Information der Jungsozialisten, Sep
tember 70

9) „die tat", 9.1.71
.10) Jungsozialisten-Magazin Nr. 10/1970
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Es genügt nicht, die

Dinge zu beschreiben -

es kommt darauf an,

sie zu verändern!

ynsere zeit

UZ
sozislislisclie
volKszeilong

Die Zeitung der Arbeiter
gegen die Millionäre. Sie
schärft den Blick. Sie zeigt,
was hinter den Fabriktoren

los ist. Sie ist gegen das
Großkapital. Für den de
mokratischen Fortschritt.

Gutschein
Gegon Einsendung dieses Gut

scheins erhalten Sie die Soziali

stische Wochenzeitung „UZ"
(unsere zeit) 4 Wochen kosten

los. Die „UZ" kostet im Abon
nement vierteliahrlich DM 6,50.

Name

Vorname

Wohnort

StraBe

Senden an:

Dr. Wenzel-Vertag GmbH

41 Duisburg-Beeck
PothmannstraBe 12
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Anschriften

Deutsche Kommunistische Partei,
Parteivorstand

4 Düsseldorf, Prinz-Georg-Straße 79

Deutsche Kommunistische Partei
Bezirksvorstand Baden

6800 Mannheim

U 2/3

Deutsche Kommunistische Partei
Bezirksvorstand Bremen/Nieder
sachsen-Nordwest

2800 Bremen 1

Schillerstraße 12 a

Deutsche Kommunistische Partei

Landesvorstand Rheinland-Pfalz

6500 Mainz

Kaiserstraße 67

Deutsche Kommunistische Partei
Bezirksvorstand Rheinland-Westfalen
4000 Düsseldorf

Münsterstraße 161

Deutsche Kommunistische Partei
Bezirksvorstand Ruhr-Westfalen

4300 Essen

Hoffnungstraße 18

Deutsche Kommunistische Partei
Landesvorstand Hamburg
2000 Hamburg 36
Kaiser-Wilhelm-Straße 89

Deutsche Kommunistische Partei
Landesvorstand Saar

6600 Saarbrücken

Bleichstraße 18

Deutsche Kommunistische Partei
Landesvorstand Hessen

6000 Frankfurt/Main
Cronstettenstraße 18

Deutsche Kommunistische Partei
Landesvorstand Schleswig-Holstein
2300 Kiel

Hamburger Chaussee 3

Deutsche Kommunistische Partei

Bezirksvorstand Niedersachsen

3000 Hannover

Uhlemeyerstraße 2

Deutsche Kommunistische Partei

Bezirksvorstand Nordbayern
8500 Nürnberg
Fürther Straße 92

Deutsche Kommunistische Partei
Bezirksvorstand Südbayern

8000 München

Reisingerstraße 5

Deutsche Kommunistische Partei
Bezirksvorstand Württemberg
7000 Stuttgart 1
Heinrich-Baumann-Straße 27

33



Wünschen

Sie

weitere

informationen

über die

Deutsche

Kommunistische

Partei?

Wenn ja, dann schreiben

Sie uns doch bitte.

Wir senden Ihnen gerne
unser Aktionsprogramm,

Jugendprogramm,
Bauernprogramm,

unsere Vorschläge

für Hochschule

und Bildung.

Wir wollen Sie auch

gerne informieren über

unsere Vorstellungen
zum Thema:

Mieten, Mitbestimmung,
Verkehr, Steuern, Fragen
der Kultur und

Kulturpolitik.

Name

Vorname

Wohnort

Straße und Hausnummer

Senden an:

Parteivorstand

der Deutschen Kommunistischen Partei

4 Düsseldorf, Prinz-Georg-Straße 79

Herausgeber: Parteivorstand der DKP,

Referat Bundes-, Landes-, Kommunalpolitik;

Verantwortlich: Jupp Mallmann, Düsseldorf;

Druck: Hosch GmbH, Ffm.
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Alles für den, der arbeitet.

Icontra Großkapital


